
hrg. Im April 2017 startete die
EU-Kommission eine öffent-
liche Umfrage zu Bargeldober-
grenzen. Das Ergebnis dieser
Umfrage hat es in sich: 95 % der
Teilnehmer sprachen sich gegen
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INTRO
Alexei Kireyev, russischer
Ökonom beim internationa-
len Währungsfonds (IWF),
verfasste im März 2017 ein
Arbeitspapier, in dem er ein
international abgestimmtes
Vorgehen der Regierungen
zur schrittweisen und un-
bemerkten Bargeldabschaf-
fung empfiehlt. Seine Empfeh-
lungen widerspiegeln dabei
sehr eindrücklich eine gän-
gige Durchsetzungspraxis
von politischen Zielen: Än-
dere die Gesetze schrittweise
und über einen langen Zeit-
raum, sodass die Mehrheit
der Menschen dies entweder
nicht wahrnimmt oder je-
weils gerade noch so akzep-
tiert. Dieser Regierungsstil,
wie ihn Alexei Kireyev emp-
fiehlt, ist leider keine Ver-
schwörungstheorie, sondern
seit Jahren vielfach zu beob-
achten. Gegen Wohl und Wil-
len der Bevölkerung werden
von Regierungen Ziele und
Interessen, z.B. von Konzer-
nen oder der Finanzoligar-
chie, durchgesetzt, die in ih-
rem Profit- und Machtstre-
ben keine Grenzen kennen.
Dabei geht es sogar so weit,
dass Kritik und Abweichung
von der „politisch korrekten,
offiziellen“ Meinung existen-
zielle Folgen für die Betrof-
fenen hat. In dieser Ausgabe
der S&G werden solche Ma-
chenschaften aufgedeckt und
Zusammenhänge ans Licht
gebracht. [1]
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Bargeldabschaffung:
Die Bevölkerung wird
bewusst getäuscht!
gan./hrg. Die Nutzung des Bar-
gelds einzuschränken bzw. Bar-
geld abzuschaffen, wird in der
Regel mit dem Kampf gegen
Kriminalität, Korruption und
Terrorismus begründet. Eine
Studie der Deutschen Bank
kommt jedoch zu einem gegen-
teiligen Ergebnis: Illegale Ge-
schäfte und Terrorfinanzierung
sind auch ohne Bargeld kaum
zu stoppen. Länder wie z.B.
Schweden, in denen der bar-
geldlose Zahlungsverkehr sehr
fortgeschritten ist, weisen eine
klare Verlagerung zur virtu-
ellen Kriminalität (z.B. Kar-
tenbetrugsdelikte) mit in der
Regel deutlich höheren Scha-
densbeträgen auf. Damit erwei-
sen sich die Argumente, mit
denen eine Einschränkung bzw.
Abschaffung von Bargeld ge-
rechtfertigt wird, als Täu-
schung. [3]

gan./hag. Die EU-Kommission
hatte sich für eine Verlängerung
der Zulassung des stark umstrit-
tenen Wirkstoff Glyphosat* um
fünf Jahre ausgesprochen. Die
Mehrheit der EU-Staaten stimm-
ten Ende November 2017 dem
Vorschlag der EU-Kommission
zu. Grundlage dafür waren Ein-
schätzungen der europäischen
Behörden für Chemie (ECHA)
und Lebensmittelsicherheit (EF-
SA). Ein Report der Umwelt-
schutzorganisation Global 2000
enthüllte jedoch, dass die EU-
Behörden die Ergebnisse ihrer

Beurteilung von Glyphosat ver-
fälscht haben. Dr. Peter Clau-
sing, Toxikologe und Autor des
Reports, kommt zusammenfas-
send zu folgendem Schluss:
„Nur unter massiver Verletzung
der eigenen Regeln und Richtli-
nien war es den EU-Behörden
möglich, die krebsauslösende
Wirkung von Glyphosat zu leug-
nen.“ Nach geltenden EU-
Standards hätte Glyphosat als
„wahrscheinlich krebserregend“
eingestuft werden müssen. Die
EU-Kommission hat die Ein-
schätzungen kritiklos übernom-

men, obwohl ihr bereits seit Jah-
ren bekannt ist, dass die EFSA
massiv von Lobbyisten** unter-
wandert ist. Dies zeigt, dass
nicht nur die europäischen Be-
hörden, sondern auch die EU-
Kommission selbst ein Erfül-
lungsgehilfe von Konzernen wie
Monsanto und Co. ist. [2]

Glyphosat: EU-Kommission vertritt die Interessen von Monsanto und Co.

*Glyphosat ist der Hauptwirkstoff
    in einer Gruppe von Unkraut-
    vernichtungsmitteln wie z.B.
    Roundup, das von der Firma
    Monsanto vertrieben wird.
**Lobbyisten sind Interessensver-
    treter in Politik und Gesellschaft

Die Bargeldabschaffung wird
von der Finanzelite massiv vorangetrieben
hag. Ende 2015 verkündete Bill
Gates auf einer Tagung des US-
Finanzministeriums, dass seine
Stiftung bis Ende 2018 den Zah-
lungsverkehr in Indien, Pakistan
und Nigeria komplett auf bargeld-
los umgestellt haben will. Bereits
seit 2012 arbeite er gemeinsam
mit der indischen Zentralbank an
diesem Ziel. Zu diesem Zweck
gründete die Gates Stiftung, zu-
sammen mit der US-Behörde für
Entwicklungshilfe, die Better
Than Cash Alliance, eine Allianz
zur Bargeldabschaffung. Mit-
glieder dieser Allianz sind 50 Fir-
men und Organisationen vor
allem aus dem Finanzdienstleis-
tungssektor. Der Leiter dieser

US-Entwicklungshilfebehörde,
Rajiv Shah, wurde nach der er-
folgreichen indischen Bargeldre-
form im Jahr 2016 zum  Prä-
sidenten der Rockefeller Foun-
dation ernannt. Offensichtlich
hatte er seinen Job gut gemacht.
Das Beispiel Indiens zeigt, wie
hinter den Kulissen die weltweite
Abschaffung des Bargelds durch
die „sogenannte“ Finanzelite
massiv vorangetrieben wird. Es
zeigt aber auch, wie hoch der
Einfluss der Superreichen auf
Regierungen und oberste Ent-
scheidungsträger sein muss, dass
z.B. Bill Gates die Politik von
Ländern wie Indien nach seinen
Wünschen steuern kann. [4]
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EU-Umfrage: Bargeldobergrenzen werden abgelehnt!
Bargeldobergrenzen auf EU-
Ebene aus. Für 87 % ist die Mög-
lichkeit anonym bezahlen zu
können eine Grundfreiheit und
drei Viertel sind der Meinung,
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dass Bargeldobergrenzen inef-
fektiv bei der Bekämpfung von
Steuerhinterziehung, Terrorismus
und Geldwäsche seien. Damit
zeigt sich deutlich, wie die Teil-
nehmer der Umfrage Einschrän-
kungen beim Bargeld ablehnen
und wie klar die vorgebrachten
Argumente für Bargeldobergren-
zen durchschaut werden. Doch
davon völlig unbeeindruckt wer-

den Bargeldzahlungen in der EU
weiter eingeschränkt. So wurde
in Deutschland auf Vorgabe der
EU am 26.6.2017 die Ober-
grenze für anonyme Bargeld-
zahlungen von 15.000 € auf
10.000 € gesenkt. Es stellt sich
die Frage: Wozu wird die Bevöl-
kerung überhaupt noch nach ih-
rem Willen gefragt? [5]

leo. Laut Schätzungen leben 1,4
Milliarden Menschen in extre-
mer Armut. Davon sind ca. 0,8
Milliarden Menschen unterer-
nährt – d.h. einer von neun Men-
schen muss JEDEN Tag hun-
gern! Wollte man diese 1,4
Milliarden Menschen mit täg-
lich 1 US-Dollar versorgen, was
gegen den Hunger völlig ausrei-
chend wäre, wären pro Jahr
rechnerisch ca. 500 Milliarden
US-Dollar notwendig. Ver-
gleicht man diese Summe mit

den jährlichen Militärausgaben
weltweit, so sind diese dreimal
so hoch (ca. 1.700 Milliarden
US-Dollar)! Würde man einen
Drittel der Militärausgaben ein-
sparen, wäre genug Geld für die
hungernden Menschen vorhan-
den. Und das nicht nur für die
Lieferung von Nahrungsmitteln,
sondern auch für deren Anbau.
Es wäre also absolut möglich,
durch „Nahrung schaffen – statt
Waffen“ den Hunger in der Welt
zu stoppen. [7]

jaw. Ein Beispiel, das eindrück-
lich zeigt wie Menschen behan-
delt werden, die es wagen Kritik
an der aktuellen Politik von An-
gela Merkel zu üben, ist Thors-
ten Schulte. Er war Investment-
banker und bis 2015 26 Jahre
lang Parteimitglied der CDU.
Im August 2017 veröffentlichte
er sein Buch „Kontrollverlust“
und erreichte damit innerhalb
von zwei Wochen Platz 2 der
SPIEGEL-Bestsellerliste. In dem
Buch hinterfragt er die Asylpoli-
tik von Angela Merkel und führt

auf, fundiert und mit Quellen be-
legt, wie oft Frau Merkel wäh-
rend ihrer Amtszeit geltendes
Recht gebrochen hat. Doch nach
Erscheinung des Buches auf der
Bestsellerliste ging bei Schulte
eine Vorladung der Polizei we-
gen übler Nachrede ein. Die
große Buchhandlungskette Tha-
lia stellte sein Buch nicht zum
Verkauf aus und die „Welt am
Sonntag“ stornierte die verein-
barte Werbeanzeige des Buches
im Nachhinein. An diesen Ereig-
nissen wird deutlich, dass echter
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Schlusspunkt ●
Angesichts der in dieser
S&G belegten Verbrechen
gegen das Volk ist es offen-
sichtlich, dass sich etwas än-
dern muss. Auch müssen
die Verantwortlichen zur Re-
chenschaft gezogen werden.
Doch eine wirklich nachhal-
tige Veränderung kann nur
geschehen, wenn diese im
Kleinen, an der Basis be-
ginnt, wenn z. B. jeder Ein-
zelne nicht mehr seine eige-
nen Interessen auf Kosten
anderer verfolgt und auch
die Kritik anderer hören will.
Auf diesem Weg entsteht die
Kraft, das die ganze Bevölke-
rung schädigende Gewinn-
streben zu stoppen.
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Nahrung schaffen – statt Waffen!

Nestlé blüht auf – Äthiopien verdorrt
rh. In Ostafrika herrschte in die-
sem Jahr die schlimmste Tro-
ckenheit seit Jahrzehnten. Hilfs-
organisationen und die UNO
warnen davor, dass Millionen
Menschenleben bedroht sind.
Deutschland stelle weitere 100
Millionen Euro gegen den Hun-
ger zur Verfügung, erklärte Ent-
wicklungsminister Gerd Müller
vor seiner Reise nach Äthiopien.
Gleichzeitig pumpt der Schwei-
zer Lebensmittelkonzern Nestlé
in Sululta in Äthiopien pro Stun-
de 50.000 Liter Grundwasser ab.
Das ist mehr als die Hälfte des-
sen, was der örtlichen Regie-
rung für die Bevölkerung zur
Verfügung steht. Das Wasser
wird in Plastikflaschen abgefüllt

und teuer verkauft. Im Nordos-
ten Nigerias drohen Hunderttau-
sende Kinder zu verdursten.
Auch dort gräbt Nestlé das Was-
ser ab. Dasselbe geschieht in
Algerien,    Südafrika usw. Das
Geschäft mit dem Wasser läuft
in Afrika so gut, dass der Kon-
zern seine Aktivitäten ausbaut
und auch in Äthiopien weitere
Fabriken plant. Solange der
Westen lieber große Summen an
Geldern für diese Art Entwick-
lungshilfe ausgibt anstatt das
Übel an der Wurzel zu packen,
wird Nestlé an ihrer Gewinnma-
ximierung auf Kosten des Le-
bens der betroffenen Menschen
und der westlichen Steuerzahler
weitermachen. [6]

Alarmierende Meinungszensur in Deutschland
bu. Trotz der im Grundgesetz
verankerten unzensierten Mei-
nungsfreiheit in Deutschland
häufen sich alarmierende Fälle
von Meinungszensur an nam-
haften Persönlichkeiten. Eva
Herman z.B.  arbeitete fast 20
Jahre als Moderatorin und Tages-
schausprecherin und galt als eine
der beliebtesten Moderatorinnen
Deutschlands. Matthias Matus-
sek wurde für die hervorragende
Qualität seiner Reportagen aus-
gezeichnet und arbeitete in leiten-
der Position beim SPIEGEL. So
auch Friedrich Wagner, ein mit
dem Grimme-Preis ausgezeich-
neter Journalist und Filmema-
cher sowie Gerhard Wisnewski,
der sich als Autor stets an der
Spitze der SPIEGEL-Bestseller-
liste befand. Sie alle waren von
der sogenannten „politisch kor-
rekten, offiziellen“ Meinung ab-
gewichen und hatten dabei eine
große Öffentlichkeitswirkung er-
reicht. Als Folge wurde ihnen
der Arbeitsplatz gekündigt, die
Karriere ruiniert oder Veröffentli-
chungen blockiert und diffamiert.

Es stellt sich unwillkürlich die
Frage: Wo ist die im Grundge-
setz verankerte unzensierte Mei-
nungsfreiheit in Deutschland ge-
blieben? [8]

Fortsetzung von Seite 1

Kritik an Merkel-Politik ist gefährlich

Journalismus mit Kritik an der
aktuellen Politik von Angela
Merkel nicht erwünscht ist. [9]

„Sei Du selbst die
Veränderung, die Du Dir
wünschst für diese Welt.“

Mahatma Gandhi


